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Management Summary 

Es gibt im schweizerischen Privatversicherungsrecht keine 

Schranken für die Verwendung von Kollektivverträgen. Es geht 

nicht um die Frage, ob der Kollektivvertrag in einem bestimmten 

Kontext verwendet werden darf oder nicht, sondern vielmehr um 

die Frage, welche zwingenden Gesetzesnormen gegebenenfalls zu 

beachten sind. Kollektivverträge dürfen grundsätzlich in jedem 

Kontext verwendet werden, solange die spezifischen Gesetzes-

normen eingehalten und anwendbare zwingende Gesetzesnormen 

nicht umgangen werden. Werden Kollektivverträge in einem Ver-

triebskontext verwendet, müssen die versicherten Personen in ei-

nem gewissen Umfang rechtlich so behandelt werden, wie wenn 

sie Versicherungsnehmer wären. 
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Begriff und praktische Verwendung 

  

Begriff des Kollektivvertrags 

Das VVG umschreibt den Kollektivversicherungsver-

trag als Versicherungsvertrag, der mehrere Gegen-

stände oder Personen umfasst (Art. 7 und 31 VVG). 

Nachfolgend wird der Kollektivversicherungsver-

trag ausschliesslich personenbezogen verstanden. 

Es ist ein Versicherungsvertrag, der vom Versiche-

rungsnehmer mit dem Versicherer zugunsten von 

mehreren Dritten als versicherte Personen abge-

schlossen wird. Die Definition ist formeller Natur 

und beinhaltet keine weitergehenden inhaltlichen 

Anforderungen.  

Der Kollektivertrag weicht vom Einzelvertrag ab, bei 

dem der Versicherungsnehmer den Vertrag mit dem 

Versicherer im Regelfall zu eigenen Gunsten ab-

schliesst und dabei auch versicherte Person ist. 

Dementsprechend lässt sich ein Kollektivvertrag 

durch mehrere Einzelverträge zwischen dem Versi-

cherer und den versicherten Personen ersetzen, 

ohne dass sich dabei an der individuellen Versiche-

rungsdeckung etwas ändern würde. Im Ergebnis 

stellt der Kollektivvertrag lediglich eine andere, effi-

zientere vertragliche Strukturierung der Versiche-

rung dar, wenn mehrere Personen in gleicher Weise 

versichert werden sollen. Dieses Verständnis ergibt 

sich etwa aus Art. 3 Abs. 3 VVG (vgl. Stephan Fuh-

rer, Schweizerisches Privatversicherungsrecht, Zü-

rich/Basel/Genf 2011, Ziff. 2.71 – 2.72; BSK VVG-

Nef, Art. 7 Ziff. 2 -5; BSK VVG-Stein, Art. 87 Ziff. 5 -

13; BSK VVG Nachf.Bd.-Frey/Lang, Art. 87 ad Ziff. 6 

- 12).  

Die Kollektivversicherung ist nicht auf bestimmte 

Versicherungszweige beschränkt. Sie kann bei allen 

Arten von Nichtlebens- und Lebensversicherungen 

abgeschlossen werden. Beispiele sind etwa die kol-

lektive Unfall- und Krankenzusatzversicherung, die 

Kollektivkrankentaggeldversicherung, die Kunden-

unfallversicherung eines Gewerbetreibenden und die 

Haftpflichtversicherung einer Grossveranstaltung.  

Praktische Verwendung des Kollektivver-

trags 

Die Versicherer können ein praktisches Interesse 

daran haben, einen Kollektivvertrag statt Einzelver-

träge abzuschliessen, wenn für eine Vielzahl von 

Personen die gleiche Art von Versicherungsdeckung 

zur Anwendung kommen soll. In solchen Fällen 

kann es effizient sein, die Versicherung vertraglich 

statt über Einzelverträge mittels eines Kollektivver-

trags zu gewähren.  

Es lassen sich insbesondere folgende Verwendungs-

arten des Kollektivvertrags unterscheiden: 

 betriebliche Kollektivversicherung; 

 ausserbetriebliche Kollektivversicherung; 

 Kollektivversicherung als Zusatzleistung (kombi-

nierter Vertrieb);  

 Kollektivversicherung zum Vertrieb (reiner Ver-

trieb);  

 grenzüberschreitende Kollektivversicherung.  

Bei der betrieblichen Kollektivversicherung handelt 

es sich um die herkömmliche Art der privaten Kol-

lektivversicherung in Anlehnung an die Kollektivver-

sicherung im Sozialversicherungsrecht. Dabei 

schliesst der Versicherer mit einem Arbeitgeber (als 

Versicherungsnehmer) einen Kollektivvertrag 

zwecks Versicherung der Arbeitnehmer (als versi-

cherte Personen) ab. Wichtigstes Beispiel ist die 

Kollektivkrankentaggeldversicherung. Die betriebli-

che Kollektivversicherung kann beschränkt erweitert 

werden und nicht nur Arbeitnehmer, sondern dar-

über hinaus auch Familienangehörige oder etwa 

besuchende Kunden erfassen.  

Bei der ausserbetrieblichen Kollektivversicherung 

geht es um eine Vielzahl von ganz unterschiedlichen 

Kollektivversicherungen ausserhalb des Arbeitsver-

hältnisses. Beispiele sind die Motorfahrzeug-

Insassenversicherung, die Privat-Haftpflichtver-

sicherung einer Familie und die Haftpflichtversiche-

rung einer Grossveranstaltung.  

Bei der Kollektivversicherung als Zusatzleistung 

handelt es sich um einen Kollektivvertrag zwischen 

dem Versicherer und einem Unternehmen, bei dem 

die Kunden mit Bezug auf die Waren und Dienstleis-

tungen des Unternehmens versicherte werden 

(kombinierter Vertrieb, Vertriebskontext). Bei-

spielsweise wird den Kunden eines Telekommunika-

tionsunternehmens kollektiv eine Handyversiche-

rung oder den Kunden eines Online-Händlers kol-

lektiv eine Sachversicherung angeboten.  

Bei der Kollektivversicherung zum Vertrieb geht es 

um einen Kollektivvertrag zwischen dem Versicherer 

und einem Vermittler mit Bezug auf den Vertrieb 

von Versicherungen (reiner Vertrieb, Vertriebskon-

text). Dabei wird die Versicherung nicht als Einzel-

vertrag vertrieben, sondern als Beitritt zu einem 

Kollektivvertrag angeboten. 
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Kollektivversicherungen können an sich auch grenz-

überschreitend verwendet werden. Dies ist dann der 

Fall, wenn der Versicherungsnehmer und die versi-

cherten Personen teilweise ihren gewöhnlichen Auf-

enthaltsort, ihren Wohnsitz bzw. ihre Niederlassung 

in unterschiedlichen Staaten haben. 

Spezifische Gesetzesnormen 

  

Fehlendes Kollektivversicherungsrecht 

Es gibt in der Schweiz keine systematische gesetzli-

che Regelung zur Kollektivversicherung im Bereich 

des Privatversicherungsrechts. Es gibt lediglich ein-

zelne Gesetzesnormen, die ausdrücklich auf die Kol-

lektivversicherung Bezug nehmen. Dabei handelt es 

sich im Wesentlichen um folgende vertrags- und 

aufsichtsrechtliche Themen und Bestimmungen:  

 Informationspflicht (Art. 3 Abs. 3 VVG); 

 Verletzung der Anzeigepflicht (Art. 7 VVG);  

 Gefahrserhöhung (Art. 31 VVG);  

 Forderungsrecht des Begünstigten (Art. 87 VVG);  

 Kollektivlebensversicherung (Art. 36 VAG);  

 Versicherungsleistungen mit Wartefrist (Art. 118 

AVO);  

 Restschuldversicherungsverträge (Art. 124, 134, 

135 AVO);  

 Kollektivkrankentaggeldversicherung (Art. 157, 

158 AVO); 

 Kollektivunfallversicherung (Art. 159 AVO); 

 Zweig der Kollektivlebensversicherung im Rah-

men der beruflichen Vorsorge und ausserhalb der 

beruflichen Vorsorge (Zweig A1 und Zweig A3.4, 

Anhang 1 der AVO). 

Aus den genannten Gesetzesnormen lassen sich 

nachfolgend immerhin einige allgemeine Regeln 

zum Umgang mit Kollektivverträgen ableiten.   

Teilbarkeit des Kollektivvertrags 

Ein Kollektivvertrag wird mit Bezug auf die versi-

cherten Personen in verschiedener Hinsicht getrennt 

angewendet. Er ist insofern „teilbar“. Im Gesetz ist 

dies für den Fall der Anzeigepflichtverletzung und 

der Gefahrserhöhung ausdrücklich vorgesehen. 

Wenn die Anzeigepflicht beim Vertragsabschluss nur 

bezüglich eines Teils der Personen verletzt wird, so 

bleibt die Versicherung für den übrigen Teil wirk-

sam, wenn sich aus den Umständen ergibt, dass der 

Versicherer diesen Teil allein zu denselben Bedin-

gungen versichert hätte (Art. 7 VVG). Wenn die Ge-

fahrserhöhung nur einen Teil der versicherten Per-

sonen betrifft, so bleibt die Versicherung für den 

übrigen Teil wirksam, sofern der Versicherungs-

nehmer die auf diesen Teil etwa entfallende höhere 

Prämie auf erstes Begehren des Versicherers bezahlt 

(Art. 31 VVG).  

Selbstständiges Forderungsrecht 

Der Kollektivvertrag kann nicht nur als unechter 

Vertrag zugunsten Dritter, sondern auch als echter 

Vertrag zugunsten Dritter ausgestaltet werden. Im 

einen Fall hat lediglich der Versicherungsnehmer 

einen Leistungsanspruch gegen den Versicherer. Er 

muss gegen den Versicherer auf Leistung an die 

versicherte Person klagen. Im andern Fall hat die 

versicherte Person einen direkten Leistungsan-

spruch gegen den Versicherer und kann selbst gegen 

den Versicherer klagen.  

Das VVG sieht für den Fall einer Kollektivunfallver-

sicherung zwingend ein selbstständiges Forderungs-

recht des Begünstigten vor (Art. 87 VVG). Der Versi-

cherer kann dabei mit befreiender Wirkung nur an 

den Anspruchsberechtigten und nicht an den Versi-

cherungsnehmer zahlen. Art. 87 VVG hat folgenden 

Wortlaut: 

«Aus der kollektiven Unfall- oder Krankenversi-

cherung steht demjenigen, zu dessen Gunsten die 

Versicherung abgeschlossen worden ist, mit dem 

Eintritt des Unfalls oder der Krankheit ein selb-

ständiges Forderungsrecht gegen den Versiche-

rer zu.» 

Wenn den versicherten Personen einer Kollektivver-

sicherung gesetzlich oder vertraglich ein direkter 

Leistungsanspruch gegen den Versicherer einge-

räumt wird, sind sie im Schadenfall grundsätzlich 

auch zur Schadenanzeige verpflichtet. Die Schaden-

anzeigepflicht richtet sich nämlich an den An-

spruchsberechtigten (Art. 38 VVG). 

Vorvertragliche Produktinformation 

Wenn der Versicherer im Fall einer Kollektivversi-

cherung den Vertrag mit dem Versicherungsnehmer 

abschliesst, hat er keinen direkten Kontakt mit den 

versicherten Personen. Er ist nicht in der Lage, die 

vorvertragliche Informationspflicht gegenüber den 

versicherten Personen zu erfüllen. Deshalb sieht das 

Gesetz für den Fall der Kollektivversicherung zwin-

gend vor, dass die Information vom Versicherungs-
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nehmer an die versicherten Personen weitergeleitet 

wird (Art. 3 Abs. 3 VVG):  

«Bei Kollektivverträgen, die anderen Personen 

als dem Versicherungsnehmer einen direkten 

Leistungsanspruch verleihen, ist der Versiche-

rungsnehmer verpflichtet, diese Personen über 

den wesentlichen Inhalt des Vertrages sowie 

dessen Änderungen und Auflösung zu unterrich-

ten. Der Versicherer stellt dem Versicherungs-

nehmer die zur Information erforderlichen Un-

terlagen zur Verfügung.» 

Bewilligungspflicht 

Es bedarf für die Durchführung der Kollektivversi-

cherung grundsätzlich keiner zusätzlichen Bewilli-

gung. Wenn für einen bestimmten Versicherungs-

zweig eine Bewilligung vorliegt, darf der Versicherer 

das betreffende Geschäft sowohl mit Einzelverträgen 

als auch mit Kollektivverträgen betreiben. Eine Aus-

nahme bildet die Lebensversicherung, bei der be-

sondere Versicherungszweige für die Kollektivversi-

cherung bestehen (Zweige A1 und A3.4). Ein Le-

bensversicherungsunternehmen benötigt dement-

sprechend eine besondere Bewilligung, um das be-

treffende Kollektivgeschäft durchführen zu können.  

Anwendbare zwingende Gesetzes-
normen 

  

Gesetzesumgehung durch Kollektivverträ-

ge 

Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zur 

Gesetzesumgehung ist vertragliche Strukturierung 

grundsätzlich zulässig. Es bestehen allerdings recht-

liche Grenzen. Die Strukturierung darf keine unzu-

lässige Gesetzesumgehung darstellen, welche darin 

besteht, dass der Wortlaut einer Verbotsnorm be-

achtet, ihr Sinn dagegen missachtet wird (BGE 104 

II 206). Das schweizerische Bundesgericht um-

schreibt die Rechtslage von Umgehungsgeschäften 

wie folgt: «Beim Umgehungsgeschäft wollen die 

Beteiligten durch die Art der Rechtsgestaltung eine 

gesetzliche oder rechtsgeschäftliche Regelung um-

gehen. Seine Zulässigkeit hängt vom Inhalt der 

Regelung ab, die umgangen werden soll. Entweder 

ist die umgangene Gesetzes- oder Vertragsbestim-

mung nach ihrem Sinn und Zweck auch auf das 

Umgehungsgeschäft anwendbar, dann untersteht 

ihr auch dieses. Oder die umgangene Bestimmung 

ist nach ihrem Sinn und Zweck auf das Umge-

hungsgeschäft nicht anwendbar, dann bleibt dieses 

ihr entzogen und wirksam.» (BGE 125 III 257 ff., E. 

3b). Das Bundesgericht stellt weiter Folgendes fest: 

«Zur Beantwortung der Umgehungsfrage ist […] 

stets eine Prüfung und Wertung aller Umstände des 

Einzelfalls erforderlich, wobei sich auch als Ermes-

sensfrage stellen kann, ob in concreto eine Umge-

hung zu bejahen oder zu verneinen ist.» (BGE 125 

III 257 ff., E.  3b). 

Das VVG und VAG enthalten keine Bestimmung, die 

sagt, dass ein Kollektivvertrag nur in diesen, aber 

nicht in jenen Fällen verwendet werden darf. Auch 

wenn die Verwendung des Kollektivvertrags gesetz-

lich nicht ausdrücklich eingeschränkt wird, darf eine 

entsprechende vertragliche Strukturierung doch 

nicht dazu führen, dass gegen den Sinn und Zweck 

von anwendbaren zwingenden Gesetzesnormen 

verstossen wird. Die bundesgerichtliche Rechtspre-

chung zur Gesetzesumgehung gilt auch für den Fall 

des Kollektivvertrags. 

Die Verwendung des Kollektivvertrags statt von 

Einzelverträgen kann im Einzelfall zu einer Geset-

zesumgehung führen. Indem Personen durch ver-

tragliche Strukturierung von einem Versicherungs-

nehmer zu einer versicherten Person «abgestuft» 

werden, besteht die Möglichkeit, dass sie den Schutz, 

den das Gesetz dem Versicherungsnehmer gewährt, 

verlieren. Dementsprechend darf der Kollektivver-

trag nicht zu Zwecken eingesetzt werden, anwendba-

re Gesetzesnormen zum Schutz des Versicherungs-

nehmers zu umgehen.  

Verschiedene Gesetzesnormen im Kontext des Versi-

cherungsvertriebs sind zwingend und müssen 

grundsätzlich auch dann zur Anwendung kommen, 

wenn ein Kollektivvertrag statt einer Vielzahl von 

Einzelverträgen abgeschlossen wird. Solche Best-

immungen finden sich sowohl im VVG als auch im 

VAG, in der AVO und den FINMA-Regulierungen. 

Einige wichtige anwendbare Schutzbestimmungen 

werden weiter hinten kurz besprochen.   

Beurteilung der Gesetzesumgehung 

Eine unzulässige Gesetzesumgehung liegt grundsätz-

lich vor, wenn durch die Verwendung des Kollektiv-

vertrags versicherte Personen im Vergleich zu Ein-

zelverträgen wesentlich schlechter gestellt werden, 

ohne dass dafür ausreichende sachliche Gründe 

vorliegen. Ergibt sich eine wesentliche Schlechter-

stellung der versicherten Personen, so muss sich die 

unterschiedliche Behandlung mit den besonderen 
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Verhältnissen des Einzelfalls rechtfertigen lassen. 

Ansonsten liegt eine unzulässige Gesetzesumgehung 

vor.  

Ein ausreichender sachlicher Grund für die unter-

schiedliche Behandlung von versicherten Personen 

eines Kollektivvertrags liegt grundsätzlich vor, wenn 

eine besondere Beziehung zwischen dem Versiche-

rungsnehmer und den versicherten Personen be-

steht, so dass davon ausgegangen werden darf, dass 

der Versicherungsnehmer im Schadenfall die Inte-

ressen der versicherten Personen gegenüber dem 

Versicherer ausreichend wahrnehmen wird. Unter 

diesen Umständen erscheint es insbesondere nicht 

erforderlich, den versicherten Personen einen selb-

ständigen Leistungsanspruch gegenüber dem Versi-

cherer einzuräumen. Je enger die Beziehung zwi-

schen dem Versicherungsnehmer und den versicher-

ten Personen ist, desto weniger müssen die Interes-

sen der versicherten Personen vertraglich geschützt 

werden. Und je lockerer die Beziehung zwischen 

dem Versicherungsnehmer und den versicherten 

Personen ist, desto eher müssen die Interessen der 

versicherten Personen vertraglich geschützt werden. 

Potential für eine unzulässige Gesetzesumgehung 

besteht insbesondere, wenn der Kollektivvertrag in 

einem Vertriebskontext verwendet wird. Ob eine 

unzulässige Gesetzesumgehung vorliegt bzw. ob eine 

Gesetzesnorm zum Schutz des Versicherungsneh-

mers trotz Verwendung eines Kollektivvertrags an-

wendbar ist, muss stets im Einzelfall unter Berück-

sichtigung der Interessen der versicherten Personen 

und der weiteren Umstände beurteilt werden.  

Zwingende VVG-Bestimmungen 

Das VVG enthält verschiedene Rechte und Pflichten 

des Versicherungsnehmers. Solche gesetzlichen 

Rechte und Pflichten richten sich bei der Verwen-

dung des Kollektivvertrags im Vertriebskontext un-

ter Umständen auch an die versicherten Personen. 

Bei der Verwendung des Kollektivvertrags in einem 

Vertriebskontext muss den versicherten Personen 

für gewöhnlich ein selbstständiges Forderungsrecht 

gegen den Versicherer eingeräumt werden. Wenn 

die Versicherungsprämie den versicherten Personen 

weiterbelastet wird, muss die zulässige Höhe des 

Prämienbeitrags vertraglich festgelegt werden. Des 

Weiteren können bei der Ausgestaltung des Kollek-

tivvertrags etwa folgende VVG-Bestimmungen be-

sondere Beachtung verlangen: die Anzeigepflicht 

beim Vertragsabschluss (Art. 4 ff. VVG), die Anzei-

gepflicht bei einer Gefahrserhöhung (Art. 28 ff. 

VVG) und das Kündigungsrecht im Teilschadenfall 

(Art. 42 VVG).  

Vorvertragliche Vermittlerinformation 

Das VAG enthält eine Bestimmung, wonach der 

Versicherungsvermittler verpflichtet ist, seine Kun-

den über seine Funktion als Vermittler aufzuklären 

(Art. 45 VAG).  

Bei Kollektivverträgen in einem Vertriebskontext 

darf diese Vermittlerinformationspflicht nicht um-

gangen werden. Deshalb kann es bei solchen Kollek-

tivverträgen im Einzelfall erforderlich sein, den Ver-

sicherungsnehmer aufsichtsrechtlich wie einen ge-

bundenen Vermittler zu behandeln. Gegebenenfalls 

muss der Versicherungsnehmer die versicherten 

Personen in Anlehnung an Art. 45 VAG informieren, 

soweit diese aufgrund einer bestehenden Kundenbe-

ziehung nicht bereits über die betreffenden Informa-

tionen verfügen. 

Outsourcing-Meldepflicht 

Versicherungsunternehmen müssen Outsourcing-

Verhältnisse unter bestimmten Voraussetzungen der 

FINMA melden und von ihr bewilligen lassen (Art. 4 

Abs. 2 lit. j und Art. 5 Abs. 2 VAG). Die Meldepflicht 

greift ein, wenn ein Dienstleister beauftragt wird, 

selbstständig und dauernd eine für die Geschäftstä-

tigkeit des Versicherungsunternehmens wesentliche 

Funktion ganz oder teilweise zu erfüllen (FINMA-RS 

2018/3, Rz 3). Wesentliche Funktionen sind die 

Produktion (Produktentwicklung, Vertrieb, Risiko-

zeichnung), die Bestandesverwaltung (Portfoliover-

waltung), die Schadenregulierung (Leistungsbear-

beitung), das Rechnungswesen (Finanzbuchhaltung 

und –controlling), die Vermögensanlage und –

verwaltung sowie die IT (Informations- und Daten-

verarbeitung) (FINMA-Anhörungsbericht vom 21. 

September 2017). Ein Dienstleister handelt dann 

selbstständig, wenn er einen relevanten Gestal-

tungsspielraum hat (FINMA-Erläuterungsbericht 

vom 6. Dezember 2016, S. 8). 

Bei Kollektivverträgen in einem Vertriebskontext 

dürfen die gesetzlichen Bestimmungen über die 

Meldepflicht beim Outsourcing von wesentlichen 

Versicherungsfunktionen nicht umgangen werden. 

Bei solchen Kollektivverträgen lässt sich eine Out-

sourcing-Meldepflicht grundsätzlich dadurch ver-

meiden, dass dem Versicherungsnehmer genau vor-

geschrieben wird, wie er die Versicherungsdeckung 

zu verkaufen hat, und dass ihm keine relevanten 
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Befugnisse im Bereich der Bestandesverwaltung und 

der Schadenregulierung eingeräumt werden.   

Geltung ausländischer Aufsichtsgesetze 

Bei einem aufsichtsrechtlichen System, das auf nati-

onalen Aufsichtsgesetzen beruht, ist eine grenzüber-

schreitende Versicherungstätigkeit ohne lokale Ver-

sicherungsbewilligung grundsätzlich unzulässig. 

Vorbehalten bleiben jene Fälle, bei denen sich die 

Zulässigkeit der grenzüberschreitenden Tätigkeit 

ausdrücklich aus dem ausländischen Aufsichtsgesetz 

oder einem Dienstleistungsabkommen ergibt.  

Kollektivverträge dürfen nicht grenzüberschreitend 

eingesetzt werden, um die Geltung ausländischer 

Aufsichtsgesetze zu vermeiden. Die grenzüberschrei-

tende Kollektivversicherung kann dementsprechend 

eine unzulässige Gesetzesumgehung darstellen, 

wenn keine ausreichenden sachlichen Gründe für die 

Verwendung einer kollektiven Vertragsstruktur vor-

liegen.  

Unterschiedliche inhaltliche An-
forderungen 

  

Vertragsinhalt aufgrund zwingenden 

Rechts 

In der Schweiz dürfen Kollektivverträge im Privat-

versicherungsbereich grundsätzlich verwendet wer-

den, solange (1) die spezifischen Gesetzesnormen zur 

Kollektivversicherung eingehalten werden; und (2) 

anwendbare zwingende Gesetzesnormen beachtet 

werden, so dass keine unzulässige Gesetzesumge-

hung resultiert.  

Der Kollektivvertrag muss so ausgestaltet werden, 

dass alle anwendbaren Gesetzesnormen umgesetzt 

werden. Die anwendbaren Gesetzesnormen und 

dementsprechend auch der Vertragsinhalt sind un-

terschiedlich je nach Kontext, in dem der Kollektiv-

vertrag verwendet wird. In einem Vertriebskontext 

muss sich der Vertrag inhaltlich mehr oder weniger 

an den Vertrieb von Einzelverträgen annähern, um 

eine unzulässige Gesetzesumgehung zu vermeiden.  

Betriebliche Kollektivverträge 

Die Beziehung zwischen dem Versicherungsnehmer 

und den versicherten Personen beruht bei der be-

trieblichen Kollektivversicherung hauptsächlich auf 

Arbeitsverträgen. Der Versicherungsnehmer hat im 

Schadenfall mittelbar ein Interesse daran, dass der 

Versicherer gegenüber dem Arbeitnehmer eine an-

gemessene Versicherungsleistung erbringt.  

Bei der betrieblichen Kollektivversicherung liegt 

grundsätzlich keine unzulässige Gesetzesumgehung 

vor. Die Vertragsbeziehung darf überwiegend direkt 

im Verhältnis zwischen dem Versicherer und dem 

Versicherungsnehmer ausgestaltet werden. Es müs-

sen lediglich die spezifischen gesetzlichen Bestim-

mungen zur Kollektivversicherung eingehalten wer-

den.  

Privatrechtlich enthält der Kollektivvertrag im We-

sentlichen die Rechte und Pflichten des Versiche-

rungsnehmers und des Versicherers. Er enthält ins-

besondere Bestimmungen über Prämienzahlung 

sowie Leistungsanspruch und Schadenanzeige. Vor-

behalten bleiben etwa folgende Rechte der versicher-

ten Personen: selbstständiges Forderungsrecht bei 

der Kollektivunfallversicherung (Art. 87 VVG) und 

Gerichtsstand am Arbeitsort des Arbeitnehmers bei 

der Kollektivkrankentaggeldversicherung (Art. 158 

AVO). 

Aufsichtsrechtlich ist der Versicherungsnehmer 

verpflichtet, die versicherten Personen über die Ver-

sicherungsdeckung zu informieren, aber nur, wenn 

diese einen direkten Leistungsanspruch gegen den 

Versicherer haben (Art. 3 Abs. 3 VVG). Es liegt keine 

Versicherungsvermittlung im Sinne von Art. 40 ff. 

VAG vor. Es liegt auch kein meldepflichtiges Out-

sourcing vor, solange keine Delegation von wesentli-

chen Kompetenzen an den Versicherungsnehmer 

etwa bei der Schadenregulierung erfolgt.  

Ausserbetriebliche Kollektivverträge 

Bei der ausserbetrieblichen Kollektivversicherung 

handelt es sich um ganz unterschiedliche Arten von 

Versicherungen. Die Ausgestaltung des Kollektivver-

trags ist von Fall zu Fall zu beurteilen. Oftmals kön-

nen die Vertragsbeziehungen direkt zwischen dem 

Versicherer und dem Versicherungsnehmer ausge-

staltet werden, ohne dass dabei eine unzulässige 

Umgehung von privat- oder aufsichtsrechtlichen 

Normen vorliegen würde. Das trifft etwa auf die 

Privat-Haftpflichtversicherung einer Familie oder 

die Motorfahrzeug-Insassenversicherung zu.  

Kollektivverträge mit Versicherung als 

Zusatzleistung  

Die Beziehung zwischen dem Versicherungsnehmer 

und den versicherten Personen beruht bei der Kol-

lektivversicherung als Zusatzleistung auf Kunden-

verträgen. Die Beziehung ist nicht so eng wie bei der 
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betrieblichen Kollektivversicherung. Zwar hat der 

Versicherungsnehmer im Schadenfall ebenfalls mit-

telbar ein Interesse daran, dass der Versicherer ge-

genüber dem Kunden eine angemessene Versiche-

rungsleistung erbringt. Doch dürfte er darüber hin-

aus regelmässig auch eigene Interessen verfolgen 

und im Rahmen einer Provision pro verkaufte Versi-

cherungsdeckung mitverdienen wollen.   

Bei der Kollektivversicherung als Zusatzleistung 

besteht Potential für eine unzulässige Gesetzesum-

gehung. Die Vertragsbeziehung kann nicht aus-

schliesslich im Verhältnis zwischen dem Versiche-

rungsnehmer und den versicherten Personen ausge-

staltet werden. Die versicherten Personen müssen in 

einem beschränkten Umfang vertraglich eingebun-

den werden, um eine unzulässige Umgehung von 

anwendbaren zwingenden Gesetzesnormen zu ver-

meiden.  

Die erforderliche vertragliche Ausgestaltung der 

Kollektivversicherung als Zusatzleistung zeigt sich 

am Beispiel der gesetzlich ausdrücklich geregelten 

Restschuldversicherungsverträge. Bei ihnen handelt 

es sich um zeitlich begrenzte Kollektivversicherun-

gen auf den Todesfall zur Sicherstellung von Zah-

lungsverpflichtungen in Form von Raten im Zu-

sammenhang mit Kauf-, Kredit-, Miet-, Leasing- 

oder Investmentverträgen (Einzelverträge). Dabei ist 

gesetzlich vorgeschrieben, dass der Kollektivvertrag 

und die damit zusammenhängenden Einzelverträge 

alle für die versicherten Personen relevanten Best-

immungen über deren Rechte und Pflichten enthal-

ten. Die Versicherten müssen über ihre Rechte und 

Pflichten informiert werden. Es muss insbesondere 

vertraglich geregelt werden, dass der Versicherungs-

nehmer dem Versicherten nur die ihm vom Versi-

cherer berechneten Prämienbeiträge inkl. Stempel 

überwälzen darf und dass nicht verbrauchte Prämi-

enanteile an den Versicherten zurückerstattet wer-

den, soweit dieser an die nicht verbrauchte Prämie 

Beiträge geleistet hat (Art. 133 – 135 AVO).  

Privatrechtlich muss den versicherten Personen 

grundsätzlich ein direkter Leistungsanspruch gegen 

den Versicherer eingeräumt werden. Sie haben dem-

entsprechend einen allfälligen Schaden zeitgerecht 

anzuzeigen. Es ist im Kollektivvertrag zu regeln, 

welche Prämienbeiträge der Versicherungsnehmer 

bei den versicherten Personen einziehen und welche 

Provisionsbeträge er abziehen darf. Den versicherten 

Personen ist grundsätzlich eine Versicherungsbestä-

tigung und Allgemeine Versicherungsbedingungen 

zur Kollektivversicherung auszuhändigen, in denen 

ihre Rechte und Pflichten festgelegt sind.  

Aufsichtsrechtlich ist der Versicherungsnehmer 

verpflichtet, die versicherten Personen vor dem Ver-

sicherungsbeitritt über die Versicherungsdeckung zu 

informieren (Art. 3 Abs. 3 VVG). Des Weiteren müs-

sen die versicherten Personen vorgängig möglicher-

weise über die Funktion des Versicherungsnehmers 

aufgeklärt werden, soweit diese aufgrund der Kun-

denbeziehung nicht bereits bekannt ist (in Anleh-

nung an Art. 45 VAG). Schliesslich sind die Modali-

täten des Versicherungsverkaufs vertraglich genau 

festzulegen. Es ist zu vereinbaren, dass sich die ver-

sicherten Personen in Versicherungsfragen an das 

Versicherungsunternehmen wenden müssen und 

dass die Schadenregulierung durch das Versiche-

rungsunternehmen selbst durchzuführen ist.  

Kollektivverträge zum Versicherungsver-

trieb 

Es besteht bei der Kollektivversicherung zum Ver-

trieb grundsätzlich keine Beziehung zwischen dem 

Versicherungsnehmer und den versicherten Perso-

nen. Es handelt sich um einen reinen Versiche-

rungsvertrieb. Die Verwendung des Kollektivver-

trags ist in diesem Kontext an sich sachfremd und 

erscheint anfällig für unzulässige Gesetzesumge-

hung. Unter diesen Umständen erscheint es ange-

messener, Einzelverträge zu vertreiben und auf die 

Verwendung einer kollektiven Vertragsstruktur zu 

verzichten. 

Wenn der Kollektivertrag gleichwohl verwendet 

werden soll, muss er und der weitere Set-up so aus-

gestaltet werden, dass den gesetzlichen Anforderun-

gen an den Vertrieb von Einzelverträgen vollständig 

entsprochen wird. Die versicherten Personen werden 

rechtlich wie Versicherungsnehmer von Einzelver-

trägen und der Versicherungsnehmer wie ein ge-

bundener Vermittler behandelt.  

Grenzüberschreitende Kollektivverträge 

Der versicherungsrechtliche Sachverhalt darf im 

grenzüberschreitenden Verhältnis grundsätzlich 

nicht mittels Kollektivvertrags so verändert werden, 

dass die Geltung des ausländischen Aufsichtsgeset-

zes deswegen vermieden wird. Eine unzulässige 

Gesetzesumgehung kann beispielsweise vorliegen, 

wenn über die Verwendung des Kollektivertrags aus 

einem ausländischen Versicherungsnehmer im Gel-

tungsbereich der Solvabilität II-Richtlinie eine aus-

ländische versicherte Person (scheinbar) ausserhalb 
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des Geltungsbereichs der Solvabilität II-Richtlinie 

wird. Der versicherungsrechtliche Sachverhalt muss 

bei der Beurteilung des aufsichtsgesetzlichen Gel-

tungsbereichs grundsätzlich staatlich getrennt be-

trachtet werden. Wenn eine grenzüberschreitende 

Verwendung des Kollektivvertrags im Einzelfall zu 

einer unzulässigen Umgehung des ausländischen 

Aufsichtsgesetzes führen würde, muss auf die kollek-

tive Vertragsstruktur verzichtet und stattdessen eine 

ausländische Versicherungslösung mit einem aus-

ländischen Versicherungsunternehmen aufgesetzt 

werden.  

Hingegen stellt nicht jede grenzüberschreitende 

Kollektivversicherung eine unzulässige Umgehung 

des ausländischen Aufsichtsgesetzes dar. Es liegt 

m.E. keine Gesetzesumgehung vor, wenn sich die 

Verwendung des Kollektivvertrags sachlich ausrei-

chend begründen lässt. Dies kann beispielsweise der 

Fall sein, wenn ein Kollektivvertrag mit einem 

Schweizer Arbeitgeber auch einzelne Grenzgänger 

erfasst. Dies kann beispielsweise auch der Fall sein, 

wenn ein Kollektivvertrag mit einem Schweizer Un-

ternehmen Kunden versichert, die aus einer Vielzahl 

von Ländern stammen (z.B. Kollektivvertrag mit 

Fahrzeug-Rental-Unternehmen). 

Kollektivverträge bei Lloyd’s 

  

Limitierte Verwendung von Kollektivver-

trägen  

In einer Publikation vom Juni 2018 über «Distribu-

tion of Consumer Products Through Master Polici-

es» beschäftigt sich Lloyd’s mit der Verwendung von 

Kollektivverträgen in einem Vertriebskontext. Dabei 

werden inhaltliche Anforderungen an den Kollektiv-

vertrag formuliert. Wenn diese nicht erfüllt sind, soll 

keine kollektive Vertragsstruktur gewählt werden. In 

diesem Fall sollen die Lloyd’s Syndicate Members 

vielmehr einen Vertriebsvertrag aufgrund einer 

«Binding Authority» abschliessen. Es wird Fol-

gendes ausgeführt (S. 4; Appendix 1, S. 1): 

«In particular it is important that Master Poli-

cies are not used where the more appropriate 

mechanism for distributing the product is a 

binding authority. Binding authorities are sub-

ject to considerably more stringent controls and 

oversight requirements than Master Policies and 

it is important to Lloyd’s that Master Policies 

are not used as a substitute to avoid those con-

trols and requirements.» 

 «Managing Agents should only write insurance 

schemes as master policies where the arrange-

ment is compliant with [specified] requirements. 

These requirements set out what Lloyd’s consid-

ers to be an appropriate approach to the use of 

master policies. Where a scheme does not meet 

these requirements a different arrangement 

should be used for the distribution of the product 

such as a binding authority.» 

Vergleich mit schweizerischem Recht 

Dieser Ansatz von Lloyd’s weicht vom schweizeri-

schen Recht ab. Im schweizerischen Privatversiche-

rungsrecht (und wohl auch in den Privatversiche-

rungsrechten anderer Staaten) gibt es keine spezifi-

schen Vorschriften zur Verwendung von Kollektiv-

verträgen versus Vertriebsverträgen (Vertrieb von 

Einzelverträgen). Anders als bei Lloyd’s geht es im 

schweizerischen Recht nicht um die Frage, ob in 

einem Vertriebskontext ein Kollektivertrag verwen-

det werden darf oder nicht. Es geht vielmehr um die 

Frage, welche zwingenden Gesetzesnormen in einem 

Vertriebskontext eingehalten werden müssen, unab-

hängig davon, ob formell ein «Kollektivvertrag» mit 

besonderer Ausgestaltung oder ein Vertriebsvertrag 

abgeschlossen wird.   

Inhaltliche Anforderungen an Kollektiv-

verträge 

Lloyd’s formuliert vor allem folgende inhaltliche 

Anforderungen an einen zulässigen Kollektivvertrag 

im Vertriebskontext:  

(1) Clearly identifiable and genuine group (e.g. 

common employment, association or activity);  

(2) Policyholder has a legitimate interest in provid-

ing the cover for the defined group of members;  

(3) Remuneration of policyholder for administering 

the master policy limited to cover the reasonable 

costs or otherwise justified or disclosed to in-

sured person;  

(4) Policyholder has no discretion as to who can be 

declared to the policy or as to the premium 

charged or terms of coverage;  

(5) Confirmation of coverage is issued to insured 

persons;  

(6) Policyholder has no claims handling authority;  
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(7) Policyholder has no complaints handling authori-

ty. 

Vergleich mit schweizerischem Recht 

Die zwingenden Gesetzesnormen, die in der Schweiz 

in einem Vertriebskontext zur Anwendung kommen, 

entsprechen zu einem wesentlichen Teil den inhaltli-

chen Anforderungen von Lloyd’s. Die gesetzlichen 

Anforderungen können anders als bei Lloyd’s aber 

grundsätzlich sowohl in der Form eines Kollektivver-

trags als auch in der Form eines Vertriebsvertrags 

umgesetzt werden.  

Die Lloyd’s Anforderungen können in der Schweiz in 

einem Vertriebskontext rechtlich grundsätzlich wie 

folgt umgesetzt werden:  

(1) Den versicherten Personen muss in einem Ver-

triebskontext (d.h. ausserhalb des Anstellungs-

verhältnisses) grundsätzlich ein direktes Forde-

rungsrecht gegen den Versicherer eingeräumt 

werden. Liegt in einem reinen Vertriebskontext 

keine «clearly identifiable and genuine group» 

vor, so muss der «Kollektivvertrag» so ausgestal-

tet werden, wie wenn ein Vertrieb von Einzelver-

trägen vorliegen würde. Es erscheint unter sol-

chen Umständen angemessener, einen Vertriebs-

vertrag abzuschliessen.  

(2) Bei einer Kollektivversicherung als Zusatzleis-

tung dürfte der Versicherungsnehmer für ge-

wöhnlich ein legitimes Interesse daran haben, 

dass den versicherten Personen eine Versiche-

rungsdeckung angeboten wird. Allerdings kann 

der Kollektivvertrag auch in einem reinen Ver-

triebskontext abgeschlossen werden, wo ein sol-

ches «legitimate interest» fehlt. Unter solchen 

Umständen ist es angemessener, einen Ver-

triebsvertrag abzuschliessen.  

(3) Bei einem Kollektivvertrag in einem Ver-

triebskontext ist m.E. von Fall zu Fall zu ent-

scheiden, ob die versicherten Personen in Anleh-

nung an Art. 45 VAG darüber informiert werden 

müssen, dass der Versicherungsnehmer eine 

Provision erhält.  

(4) Bei einem Kollektivvertrag im Vertriebskontext 

darf dem Versicherungsnehmer kein Ermessen 

betreffend versicherte Personen, Prämien und 

Versicherungsbedingungen eingeräumt werden. 

(5) Bei einem Kollektivvertrag in einem Ver-

triebskontext muss den versicherten Personen 

grundsätzlich eine Deckungsbestätigung ausge-

händigt werden.  

(6) Beim Kollektivvertrag in einem Vertriebskontext 

darf dem Versicherungsnehmer keine relevante 

Schadenregulierungskompetenz eingeräumt 

werden. Ansonsten besteht eine Outsourcing-

Meldepflicht.  

(7) Beim Kollektivvertrag in einem Vertriebskontext 

darf dem Versicherungsnehmer keine relevante 

Kompetenz zur Bearbeitung von Beschwerden 

eingeräumt werden. Ansonsten besteht eine Out-

sourcing-Meldepflicht.  

Abkürzungsverzeichnis  

  

 

AVO Verordnung über die Beaufsichtigung 
von privaten Versicherungsunternehmen 
von 2005 

BGE Bundesgerichtsentscheid 

EU European Union 

FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

FINMA-RS Rundschreiben 2018/3 Outsourcing – 
Banken und Versicherer der FINMA vom 
1. April 2018 

VAG Bundesgesetz betreffend die Aufsicht 
über die Versicherungsunternehmen von 
2004 

VVG Bundesgesetz über den Versicherungs-
vertrag von 1908 
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Weitere Publikationen im Versicherungs- und Finanzbereich 
 
 

 Rückversicherung durch Schweizer Rück-

versicherer (Stand 2018), 2018 (d) 

 Multinationales Versicherungs- und Versi-

cherungsvertriebsgeschäft – Grundsätzliche 

Überlegungen, 2018 (d/e)  

 Reduktion von Rechts- und Reputationsrisi-
ken durch antizipative Normumsetzung im 
Unternehmen, 2017 (d) 

 Obligatorische und freiwillige Versicherung 

durch Privatversicherer in der Schweiz, 2017 

(d) 

 Privatversicherungsrechtsprechung 2016, 

von Samuel Sauter, 2017 (d) 

 Wirklichkeitsnahes Rechtsverständnis und 

Management von Rechtsrisiken, 2016 (d) 

 Aufsichtsrechtliche Optimierung durch pri-

vatrechtliche Strukturierung (Beispiel 

Geldwäschereibekämpfung), 2015 (d) 

 Multifunktionale Rückversicherung nach 

Schweizer Recht, 2015 (d) 

 Mehr Schutz für Versicherungsnehmer am 

Point of Sale, 2014 (d/e) 

 Praktische Hinweise zum Umgang mit der 

schweizerischen Finanzmarktaufsicht, 2014 

(d/e) 

 Wettbewerbsabreden und Marktbeherr-

schung unter besonderer Berücksichtigung 

des schweizerisches Versicherungsmarktes, 

2013 (d/e) 

 Umstrukturierungen im Versicherungskon-

zern (eine Übersicht), 2013 (d) 

 Vermeidung der Regulierung bei Private 

Equity Investitionen in der Schweiz, 2011 

(e/d)  

 Geplante Änderungen im schweizerischen 

Versicherungsvertragsrecht in Kürze, 2011 

(d/e) 

 Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungsrecht 2011/1 (d/e) 

 Regulierte Vertragsverhältnisse im schwei-

zerischen Versicherungsgeschäft, 2010 (d/e) 

 Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungsrecht 2010/1 (d/e) 

 Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2009/2 (d/e)  

 Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2009/1 (d/e)  

 Entwicklung im schweizerischen Versiche-

rungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2008/2 (d/e)  

 Entwicklung im schweizerischen Versiche-

rungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2008/1 (d/e)  

 Notwendige Massnahmen nach dem neuen 

Kollektivanlagegesetz, 2007 (d/e) 

 Swiss Insurance Law Update 2007/1 

 Schweizerische Versicherungs- und Vermitt-

leraufsicht, 2006 (d) 

 Unterstellung unter die neue Vermittlerauf-

sicht (AJP 4/2005) 

 Abstimmung zwischen Aufsicht und Haf-

tung im neuen Recht der Versicherungs-

vermittler (SZW 2/2005) 

 Recht des schweizerischen Finanzmarktes, 

Ein Grundriss für die Praxis, Schulthess Ju-

ristische Medien, 2004 

 Vermögensschutz mittels schweizerischer 

Lebensversicherung (der Schweizer Treu-

händer, 12/03) 


